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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über alkoholfreie Erfrischungs- 
getränke. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. April 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht 
beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über alkoholfreie Erfrischungsgetränke 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten defi- 
nieren die Zusammensetzung von alkoholfreien Er- 
frischungsgetränken, bestimmen die Stoffe, die bei 
ihrer Herstellung zugesetzt werden dürfen, und 
stellen besondere Regeln für ihre Kennzeichnung 
und Aufmachung auf. 

Die gegenwärtig zwischen diesen Rechtsvorschrif- 
ten bestehenden Unterschiede behindern den freien 
Verkehr mit diesen Getränken und können die 
Unternehmen ungleichen Wettbewerbsbedingungen 
aussetzen; sie wirken sich deshalb unmittelbar auf 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes aus. 

Es ist deshalb erforderlich, auf Gemeinschafts- 
ebene die Zusammensetzung der vorbezeichneten Er- 
zeugnisse, die Stoffe, die bei ihrer Herstellung zu- 
gesetzt werden dürfen, und die Bedingungen dieses 
Zusatzes sowie die Vorschriften, denen ihre Kenn- 
zeichnung und Aufmachung entsprechen müssen, zu 
regeln. 

Die etwaige Festlegung von Reinheitskriterien für 
die zugesetzten Stoffe und die Analysemethoden zu 
deren Nachprüfung, die Bestimmung der Art und 
Weise der Probenahme und der Analysemethoden 
zum Nachweis der Zusammensetzung und der Her- 
stellungsmerkmale von alkoholfreien Erfrischungs- 
getränken sowie die Änderungen, die auf der Grund- 
lage der Ergebnisse der wissenschaftlichen und tech- 
nischen Forschung an den Verzeichnissen der Stoffe 
vorzunehmen sind, die bei ihrer Herstellung oder bei 
der Zubereitung der Ausgangsstoffe zugesetzt wer- 
den dürfen, sind technische Durchführungsmaßnah- 
men; es ist daher angebracht, ihren Erlaß der Kom- 
mission zu übertragen, um das Verfahren zu verein- 
fachen und zu beschleunigen. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Zuständigkeiten für die Durchführung der im Lebens- 
mittelbereich aufgestellten Regeln überträgt, ist ein 
Verfahren vorzusehen, durch das im Rahmen des 
durch Beschluß des Rates vom 13. November 1969^) 
eingerichteten Ständigen Lebensmittelausschusses 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission herbeigeführt wird. 


Das Vorhandensein bedeutender Bestände von Be- 
hältnissen mit unauslöschlichen Angaben oder Hin- 
weisen entsprechend den geltenden einzelstaatlichen 
Vorschriften, die mit den in dieser Richtlinie vorge- 
sehenen gemeinsamen Regeln unvereinbar sein kön- 
nen, erfordern den Erlaß von Ubergangsregeln, um 
ihr Aufbrauchen zu ermöglichen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie sind „alkoholfreie Er- 
frischungsgetränke" die in Anhang I definierten Er- 
zeugnisse. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, damit alkoholfreie Erfrischungsgeträn- 
ke gewerbsmäßig nur in den Verkehr gebracht wer- 
den dürfen, wenn sie den in dieser Richtlinie und 
ihren Anhängen vorgesehenen Vorschriften entspre- 
chen. 

Artikel 3 

1. Die Bezeichnungen „Fruchtsaftgetränk", „Limona- 
de mit natürlichen Auszügen" und „Brause" sind 
den unten denselben in Anhang I Kapitel I ge- 
nannten Erzeugnissen Vorbehalten und müssen 
beim gewerbsmäßigen Inverkehrbringen zu ihrer 
Benennung verwandt werden. 

2. Ihnen ist ferner die in Artikel I genannte Be- 
zeichnung Vorbehalten. 

3. Im Falle von Erzeugnissen, die aus Bestandteilen 
derselben Frucht- oder Pflanzenart hergestellt 
sind, selbst wenn diese mit geringen Mengen 
anderer, die organoleptischen Eigenschaften nicht 
bestimmender Bestandteile versetzt sind, 

a) tritt die Angabe dieser Art an die Stelle des 
Wortes „Frucht" in der Bezeichung von 
Fruchtsaftgetränken; 

b) begleitet sie die Bezeichnung von Limonaden 
mit natürlichen Auszügen. 

Artikel 4 

1. Der bei der Herstellung von alkoholfreien Er- 
frischungsgetränken verwendete Fruchtsaft oder 
konzentrierte Fruchtsaft entspricht den Vor- 
schriften der Verordnung des Rates über die Her- 
stellung und das gewerbsmäßige Inverkehrbrin- 
gen von Fruchtsäften und gleichartigen Erzeug- 
nissen. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 19. November 1969, S. 9 
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Er kann ferner mit einem oder mit mehreren der 
in Anhang III genannten Zusatzstoffe behandelt 
sein, sofern die aus dieser Behandlung stammen- 
den Rückstände die in dem genannten Anhang 
festgesetzte Grenze nicht überschreiten. 

2. Das bei der Herstellung von alkoholfreien Er- 
frischungsgetränken verwendete Wasser besitzt 
Trinkwasserqualität. Der Gebrauch von Mineral- 
wasser ist gestattet. 

3. Das etwa verwendete Kohlendioxyd entspricht 
den allgemeinen Reinheitskriterien gemäß Arti- 
kel 7 Buchstabe a) der Richtlinie des Rates vom 
5. November 1963 zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten für konservie- 
rende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen ^), und den spezifischen Reinheits- 
kriterien gemäß Nr. 290 der Anlage zur Richt- 
linie des Rates vom 26. Januar 1965 zur Festle- 
gung spezifischer Reinheitskriterien für konser- 
vierende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen 


Artikel 5 

Bei der Herstellung von alkoholfreien Erfri- 
schungsgetränken ist allein die Verwendung der in 
Anhang II aufgeführten Zusatzstoffe gestattet. Die 
in dem genannten Anhang festgesetzten Bedingun- 
gen sind zu beachten. 

Artikel 6 

Für das Abfüllen von alkoholfreien Erfrischungs- 
getränken dürfen nur solche Bedarfsgegenstände 
verwendet werden, die nicht geeignet sind, ihre 
chemischen oder organoleptischen Eigenschaften zu 
verändern oder sie gesundheitsschädlich zu machen. 

Artikel 7 

1. Die Behältnisse oder Etiketten von alkoholfreien 
Erfrischungsgetränken tragen folgende gut sicht- 
bare, leicht lesbare und unverwischbare Anga- 
ben: 

a) die ihnen nach Artikel 3 Absatz (1) oder (3) 

vorbehaltene Bezeichnung; 

b) der Nettorauminhalt des Erzeugnisses, ausge- 
drückt in Liter oder Teilen hiervon; 

c) gegebenenfalls die Vermerke: 

- „mitMolke'L 

- „gefärbt", dieser Vermerk ist bei aus- 
schließlicher Verwendung von Zuckerkulör 
(E 150) nicht erforderlich, 

- „mit Konservierungsstoff", die Angabe der 
in Anhang 111 festgesetzten Rückstände ist 
nicht erforderlich, 

- „enthält Chinin", 

- „enthält Koffein", 

- „Geschmack verstärkt" bei Verwendung 
von Inosinsäure oder Guanylinsäure oder 
deren Salzen, 


- „nicht sprudelnd", wenn der Gehalt des Er- 
zeugnisses an Kohlendioxyd 2 g/1 nicht 
übersteigt; 

d) der Name oder die Firma und die Anschrift 
oder der Sitz des Herstellers, des Abfüllers 
oder eines Verkäufers, wobei die angegebene 
Person in der Gemeinschaft ansässig sein 
muß. 

2. Auf den Behältnissen oder Etiketten von alkohol- 
freien Erfrischungsgetränken sowie in jeder sie 
betreffenden Werbung: 

a) ist jeder Hinweis auf Vitamin C untersagt; 

b) sind Bilder von saftgebenden Früchten sowie 
Hinweise auf Fruchtsaft, konzentrierten 
Fruchtsaft, gefriergetrockneten Fruchtsaft, 
Fruchtnektare und sonstige gleichartige Hin- 
weise dem in Anhang I Kapitel I Absatz (1) 
genannten Erzeugnis Vorbehalten; 

c) sind jegliches Bild von Früchten oder Pflan- 
zen und jede Anspielung auf eine pflanzliche 
Herkunft untersagt, sofern es sich um das in 
Anhang 1 Kapitel I Absatz (3) genannte Er- 
zeugnis handelt; 

d) ist der Vermerk „Tonic" den in Anhang I 
Kapitel I Absatz (2) und (3) genannten Er- 
zeugnissen Vorbehalten, die mehr als 40 mg/1 
Chinin, berechnet als Chinin-Base, enthalten. 

Artikel 8 

1. Die Behältnisse oder Etiketten von alkoholfreien 
Erfrischungsgetränken sowie die sie betreffende 
Werbung dürfen nur dann den Gebrauch von 
Mineralwasser vermerken, wenn 

a) allein ein bestimmtes Mineralwasser unver- 
mischt mit einem anderen Wasser verwendet 
wird; 

b) dieses Mineralwasser den für es geltenden 
Regeln über Zusammensetzung und Behand- 
lung entspricht; 

c) das Erzeugnis an Ort und Stelle der Gewin- 
nung der Mineralquelle hergestellt und ab- 
gefüllt wird. 

2. Der Hinweis auf Mineralwasser geschieht durch 
den Vermerk „mit Mineralwasser" in Verbin- 
dung mit dessen Namen. Jede Anspielung auf die 
besonderen Eigenschaften des Mineralwassers ist 
untersagt. 

3. Falls auf den Behältnissen oder Etiketten von 
alkoholfreien Erfrischungsgetränken ein Waren- 
zeichen, ein Phantasiename oder eine Firma an- 
gegeben ist, die geeignet sind, an den Namen 
eines Mineralwassers zu erinnern, so müssen die 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 27. Januar 1964, S. 161/64. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 22 
vom 9. Februar 1965, S. 373/65, 
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Behältnisse oder Etiketten den Vermerk „herge- 
stellt ohne Mineralwasser" in Buchstaben von 
mindestens gleichem Ausmaß tragen wie die- 
jenigen, die an den Namen des Mineralwassers 
erinnern. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen das gewerbsmäßige 
Inverkehrbringen von alkoholfreien Erfrischungs- 
getränken unter den ihnen vorbehaltenen Be- 
zeichnungen nicht aus Gründen der Zusammen- 
setzung, der Herstellungsmerkmale, der Aufma- 
chung und der Kennzeichnung verbieten oder be- 
hindern, wenn sie den in dieser Richtlinie und 
ihren Anhängen vorgesehenen Definitionen und 
gemeinsamen Regeln entsprechen. 

2. Sie können jedoch verlangen, daß die in Artikel 7 
Absatz (1) Buchstabe a) und c) und Artikel 8 
Absatz (2) und (3) genannten Angaben in ihren 
Landessprachen auf den Behältnissen oder Eti- 
ketten angebracht sind. 

‘Artikel 10 

1. Gemäß dem Verfahren des Artikels 11 werden 

a) soweit erforderlich, die Reinheitskriterien für 
die in Anhang II aufgeführten Zusatzstoffe; 

b) die zur Nachprüfung der vorgenannten Rein- 
heitskriterien erforderlichen Analysemetho- 
den; 

c) die Art und Weise der Probenahme sowie die 
Analysemethoden zum Nachweis der Zusam- 
mensetzung und der Herstellungsmerkmale 
von alkoholfreien Erfrischungsgetränken 

bestimmt. 

2. Gemäß dem gleichen Verfahren können auf der 
Grundlage der Ergebnisse der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung die Anhänge II und III 
dieser Richtlinie geändert werden. 

Artikel 11 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende den Ständigen Lebensmittelausschuß - im 
folgenden „Ausschuß" genannt - von sich aus 
oder auf Antrag des Vertreters eines Mitglied- 
staates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsit- 
zende nach der Dringlichkeit der betreffenden 
Frage bestimmen kann. Diese Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von zwölf Stimmen zu- 
stande, wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewo- 
gen werden; der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 

menen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 


b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme er- 
gangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. Der Rat beschließt mit qualifizierter 
Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so 
werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von 
der Kommission getroffen. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie berührt nicht die Anwendung der 
Vorschriften über Schädlingsbekämpfungsmittel. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie gilt nicht für Erzeugnisse, die 

a) ausschließlich aus Wasser, Saccharinen und 
Fruchtsaft hergestellt sind, sofern dieser letztere 
Bestandteil mindestens 25®/o des Gesamtgewichts 
des Erzeugnisses darstellt; 

b) zur Ausfuhr aus der Gemeinschaft bestimmt sind. 

Artikel 14 

1. Innerhalb eines Jahres nach der Bekanntgabe 
ändern die Mitgliedstaaten ihre Rechtsvorschrif- 
ten entsprechend den Vorschriften dieser Richt- 
linie und unterrichten die Kommission unver- 
züglich hiervon. 

2. Die so geänderten Rechtsvorschriften werden 
erstmals auf die nach einer zusätzlichen Frist von 
6 Monaten in der Gemeinschaft hergestellten 
oder in sie eingeführten Erzeugnisse angewendet. 

3. Jedoch gestatten die Mitgliedstaaten noch 6 Jahre 
nach Bekanntgabe dieser Richtlinie die Verwen- 
dung von Behältnissen, die mit unauslöschlichen 
Angaben gemäß den vorangehenden einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften gekennzeichnet sind. 

In diesem Falle werden die in Artikel 7 und 8 
vorgesehenen Angaben auf der Verschlußvor- 
richtung angebracht. 

4. Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission von allen späteren Entwürfen we- 
sentlicher Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
die sie auf dem von dieser Richtlinie erfaßten 
Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig 
unterrichtet wird, daß sie sich dazu äußern kann. 

Artikel 15 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 

Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang I 

Definition der Erzeugnisse 

I. Besondere Vorschriften für die einzelnen Erzeug- 
nisse 

1. Fruchtsaftgetränk 

Das trübe oder klare Getränk, das hergestellt 
ist aus Wasser, Zucker und einem oder meh- 
reren der nachstehenden Erzeugnisse, wobei 
deren Anteil, berechnet als Fruchtsaft, nicht 
unter 10 Raumhundertteile liegt: Fruchtsaft, 
konzentrierter Fruchtsaft, gefriergetrockneter 
Fruchtsaft. 

Es kann ferner aus folgenden Erzeugnissen, 
auch in Mischung untereinander, bestehen: 
andere genußtaugliche Teile von Früchten als 
Saft; natürliche, aus saftgebenden Früchten 
stammende Aromen; Kohlendioxyd. 

2. Limonade mit natürlichen Auszügen 

Das trübe oder klare Getränk, das hergestellt 
ist aus Wasser, Zucker und natürlichen Aro- 
men pflanzlichen Ursprungs. 

Es kann ferner aus folgenden Erzeugnissen, 
auch in Mischung untereinander, bestehen: 

Fruchtsaft, konzentrierter Fruchtsaft und ge- 
friergetrockneter Fruchtsaft, diese auch in 
Verbindung mit anderen genußtauglichen Tei- 
len von Früchten; Kohlendioxyd. 

3. Brause 

Das klare Getränk, das hergestellt ist aus 
Wasser, Zucker und nichtnatürlichen Aro- 
men. 

Es kann ferner aus folgenden Erzeugnissen, 
auch in Mischung untereinander, bestehen: 
natürliche Aromen; Kohlendioxyd. 

II. Allgemeine Vorschriften 

1. Die in Kapitel I genannten Erzeugnisse ha- 
ben einen Gehalt an Trockenmasse von min- 
destens 10 g/1. 

2. Für ihre Herstellung kann 

a) das Wasser ganz durch Molke ersetzt wer- 
den; 

b) der Zucker ganz oder teilweise durch ein 
oder mehrere der sonstigen in Artikel I 

der Verordnung des Rates Nr 

vom über die Herstellung und 

das gewerbsmäßige Inverkehrbringen von 
Zucker (Saccharose), Glukosesirup und 
Dextrose definierten Saccharide ersetzt 
werden. 
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Anhang 11 


a> 


Kapitel 


I 

Färbende Stoffe 


11 

Konservierende 

Stoffe 


Zusatzstoffe, deren Verwendung bei der Herstellung der in Anhang I definierten Erzeugnisse 

gestattet ist 


EWG-Nr. 



siehe neben- 
stehende 
Richtlinie 


E200 

E201 

E202 

E210 

E211 

E212 


Bezeichnung 


Verwendungs- 

bedingungen 


Färbende Stoffe, wie aufgeführt 
in der Richtlinie des Rates 
vom 23. Oktober 1962 zur 
Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten für 
färbende Stoffe, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden 
dürfen i), zuletzt geändert durch 
die Richtlinie des Rates vom 
20. Dezember 1968 2) 


Sorbinsäure 

Natriumsorbat (Natrium- 
verbindung der Sorbinsäure) 
Kaliumsorbat (Kaliumverbin- 
dung der Sorbinsäure) 
Benzoesäure 

Natriumbenzoat (Natrium- 
verbindung der Benzoesäure) 
Kaliumbenzoat {Kaliumverbin- 
dung der Benzoesäure) 


Höchstgehalt 
in mg/1, 
in dem im 
Verkehr 
befindlichen 
Erzeugnis 


100 

(einzeln oder 
zusammen) 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. 115 
vom 11. November 1962, S. 2645/62. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 24. 
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Kapitel 


EWG-Nr. 


III ! E 270 

Organische E 330 

Säuren E 331 

E 332 

E333 

E 334 


IV 

Antioxydantien E 300 

V I E 338 
Verschiedene 


Bezeichnung 


Milchsäure 

Zitronensäure 

Natriumzitrate (Natriumsalze 
der Zitronensäure) 

Kaliumzitrate (Kaliumsalze 
der Zitronensäure) 
Kalziumzitrate (Kalziumsalze der 
Zitronensäure) 

Weinsäure 

Apfelsäure 

Glukonsäure 

L- Askorbinsäure 

Orthophosphorsäure 


Anhang II 

Höchstgehalt 
in mg/1, 

Verwendungs- in dem im 

bedingungen Verkehr 

befindlichen 

Erzeugnis 


; 300 

Nur in dem in 600 

Anhang I 
Kapitel I 

Absatz (2) ge- | 

nannten Er- 
zeugnis, und 
sofern es eine j 

dunkle, durch : 

Zuckerkulör 
(E 150) hervor- 
gerufene Fär- 
bung besitzt i 
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Kapitel 


EWG-Nr. 


Bezeichnung 


Chinin und seine Salze 


Koffein 


Inosinsäure und ihre Salze 
Guanylinsäure und ihre Salze 


Verwendungs- 

bedingungen 


Nur in dem in 
Anhang I 
Kapitel I 
Absatz (2) 
genannten Er- 
zeugnis, und 
sofern es eine 
dunkle, durch 
Zuckerkulör 
(E 150) hervor- 
gerufene Fär- 
bung besitzt 

Nur in den in 
Anhang I 
Kapitel I 
Absatz (2) und 
(3) genannten 
Erzeugnissen 


Anlage 11 

Höchstgehalt 
in mg/1, 
in dem im 
Verkehr 
befindlichen 
Erzeugnis 

- 40 in dem in 
Anhang I 
Kapitel I 
Absatz (1) 
genannten 
Erzeugnis, 

- 85 in den 
übrigen Er- 
zeugnissen, 

ausgedrückt in 

Chinin-Base 

150 


500 

(einzeln oder 
zusammen) 
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Anhang 111 


Rückstände aus einer vorherigen Behandlung von Fruchtsaft und konzentriertem Fruchtsaft 

Höchstgehalt, in mg/1, 

EWG-Nr. Bezeichnung des im Verkehr befindlichen 

; Erzeugnisses 


E220 
E 221 
E222 
E223 

E224 

E225 


Schwefeldioxyd 

Natriumsulfit 

Natriumhydrogensulfit (Natriumbisulfit) 

15 

Natriumdisulfit (Natriumpyrosulfit oder 

Natriummetabisulfit) (einzeln oder zusammen, 

ausgedrückt in SO.,) 

Kaliumdisulfit (Kaliumpyrosulfit oder 
Kaliummetabisulfit) 

Kalziumdisulfit (Kalziumpyrosulfit oder 
Kalziummetabisulfit) 


CO 
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